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An der zweite Frauensession in der Geschichte der
Schweiz sind 23 Petitionen beschlossen worden, die
nun ans Parlament gehen. Forderungen zur Revision
des Sexualstrafrechts, zur Lohngleichheit und zum
bedingten Wahlrecht für Ausländerinnen und Aus-
länder prägten die zweitägige Session in Bern.

Besonders engagiert wurde im Rat auch über die
Lohngleichheit debattiert. An der Session wurde ein-
stimmig eine Petition beschlossen, die verlangt, dass
der Bund den Druck auf die Arbeitgeber erhöht. Seit
dem 1. Juli 2020 müssen laut Gleichstellungsgesetz
Unternehmen mit über 100 Angestellten alle vier Jah-
re mit Analysen Lohntransparenz schaffen. Sie kön-
nen bei guten Resultaten von dieser Pflicht befreit
werden. Die Frauen an der Session fordern nun, dass
Unternehmen bereits mit mehr als 50 Angestellten
Lohntransparenz herstellen müssen und von dieser
Pflicht auch nicht entbunden werden können. «Um
bei der Gleichstellung von Frau und Mann voranzu-
kommen, braucht es in erster Linie Lohngleichheit»,
sagte denn auch Bundesrätin Simonetta am Freitag.

Gestern Nachmittag um 15 Uhr wurde die Frau-
ensession 2021 schliesslich mit dem Erklingen der
Glocke beendet. (SDA)

Frauensession fordert
grössere Lohntransparenz
Firmen sollen schon ab 50 Angestellten
Lohnanalysen durchführen müssen

Vier Wochen vor der eidgenössischen Abstimmung
hat das Gesundheitspersonal gestern in Bern an einer
Kundgebung für bessere Arbeitsbedingungen und ein
Ja zur Pflegeinitiative demonstriert.

Mehrere Tausend Personen zogen am Nachmittag
von der Schützenmatte durch die Stadt zu einer
Schlusskundgebung auf dem Bundesplatz. Sie skan-
dierten Slogans wie «Notruf – Pflegeberuf». Die Or-
ganisatorinnen des Bündnisses Gesundheitspersonal
schätzten die Zahl auf 5000 Teilnehmende.

Im Rahmen der Kundgebung berichteten Gesund-
heitsfachfrauen aus allen Landesteilen, wie sie im All-
tag den «Notstand» in der Pflege erlebten. Derzeit sei-
en 11’000 Stellen in der Pflege unbesetzt, was zu enor-
mem Druck und für die Patienten gefährlichem Qua-
litätsverlust führe.

In den Reden wurde für eine Annahme der Pfle-
geinitiative geworben. Eine blosse Ausbildungsoffen-
sive, wie sie der indirekte Gegenvorschlag vorsehe,
genüge nicht, hiess es. «Was nützt dies, wenn viele
den Beruf nachher verlassen?», fragte sich eine Red-
nerin. Nötig sei eine grundsätzliche Reform des Ge-
sundheitswesens. (SDA)

5000 demonstrieren
für Pflegeinitiative

Rednerinnen berichten von «Notstand»
und enormemDruck

Die Schweiz und die Vereinigten Arabischen Emira-
te (VAE) haben anlässlich eines Besuchs von Bundes-
präsident Guy Parmelin in den VAE ihre langjähri-
gen, engen Verbindungen betont. Parmelin würdig-
te zudem die unter den schwierigen Bedingungen ei-
ner globalen Pandemie erfolgreich umgesetzte Expo
in Dubai.

Der Bundespräsident führte am Rande der Expo
Dubai Gespräche mit mehreren Ministern und dem
Expo-Generalkommissar, wie einer Mitteilung des
Eidgenössischen Departements für Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung (WBF) zu entnehmen ist.

Für die Schweiz sind die Emirate der wichtigste
Handelspartner in der Region Mittlerer Osten und
Nordafrika. Parmelin unterstrich die zusätzlichen
Chancen, die sich aus der Umsetzung des 2014 in
Kraft getretenen Freihandelsabkommens zwischen
der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) und
dem Kooperationsrat der Golfstaaten (GCC) ergeben.

Laut Medienmitteilung kamen beim Besuch von
Parmelin auch internationale Themen zur Sprache,
darunter die Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen den VAE und Israel. (SDA)

Parmelin lobt die Emirate
für die Expo

Der Bundespräsident traf sich in Dubai
mit Vertretern des Golfstaates

Fabienne Riklin

Bis Ende Jahr muss sie eine Lösung
haben. Das hat Verena Nold, Di-
rektorin von Santésuisse, Alain
Berset im März versprochen. Die
Absichtserklärung unterzeichnete
sie zusammen mit dem zweiten
Kassenverband Curafutura, den
Ärzten und Spitälern. Seit Jahren
schon wird nach einer Lösung ge-
sucht. Ohne Erfolg. Und die Kos-
ten im Gesundheitswesen steigen
immer mehr.

Diese Woche hat Santésuisse
zusammen mit dem Spitalverband
H+ sowie dem Verband der Chir-
urgen ein neues Modell an einer
Informationsveranstaltung vorge-
stellt. Ihr Vorschlag: Ein Pauschal-
tarif für ambulante Behandlungen,
analog zu den Fallpauschalen im
stationären Bereich. In den nächs-
ten Wochen wollen sie diesen dem
Bundesrat vorlegen. Es geht um
viel Geld. Geld, das es neu zu ver-
teilen gilt, respektive Leistungen,
für die neue Preise festgelegt wer-
den müssen.

Arztpraxen und Spitäler rech-
nen jährlich ambulante Leistun-
gen von rund 13 Milliarden Fran-
ken ab. Die Entwicklung der Kran-
kenkassenprämien hängt zu einem
rechten Teil davon ab. Bisher taten
sie dies nach dem sogenannten Tar-
med. Dieser Einzelleistungstarif,
mit dem Ärzte jede einzelne Hand-
lung separat abrechnen, ist aber
heillos veraltet. Einzelne Eingrif-
fe werden zu hoch abgegolten, an-
dere zu niedrig. Hinzu kommt: Er
lässt Ärzten bei den Abrechnun-
gen Spielraum.

Die Fronten sind verhärtet. Die
Diskussionen gehässig. Der Druck

riesig. Doch Verena Nold kennt je-
des Detail, wie im Sitzungszimmer
von Santésuisse an der Zürcher La-
gerstrasse klar wird. «Meine Auf-
gabe ist es, die Interessen der Prä-
mienzahler zu vertreten. Daran
halte ich fest, wenn es sein muss,
wie ein Steinbock», sagt die 59-jäh-
rige Bündnerin. Damit eckt sie an.
Parlamentariern, die ihrer Mei-
nung nach die Interessen der Prä-
mienzahler zu wenig beachten,
sagt sie das ab und zu deutlich.

Im aktuellen Ringen um einen
neuen Ärztetarif ist Nold auch vie-
len Ärztinnen und Ärzten ein Dorn
im Auge. Zum Beispiel bei den
Operationen des grauen Stars.
Etwa 100’000-mal pro Jahr wird
dieser Eingriff in der Schweiz
durchgeführt. Dabei variieren heu-
te die Arztrechnungen stark. Wäh-
rend 15 Prozent der Augenärzte
lediglich 1000 bis 1600 Franken
verlangen, fordert eine Mehrheit
rund 2000 Franken. Jeder Zehnte
will aber für die gleiche Leistung
sogar mehr als 2500 Franken ha-
ben. «Das wäre das Doppelte, das
darf nicht sein», sagt Nold.

Chirurgen finden Pauschalen
sinnvoll

Deshalb hat Nold mit den Part-
nern innert weniger Wochen neue
Pauschalen entwickelt, nachdem
sich im Sommer das Parlament für
Pauschalen ausgesprochen hatte.
Gut die Hälfte aller ambulanten
Behandlungen lassen sich mit dem
entwickelten Pauschaltarif abrech-
nen. In manchen Fachgebieten
sind bis zu 80 Prozent möglich, in
anderen, wie beispielsweise der
Grundversorgung, dafür deutlich
weniger. Die Leistungen der Haus-

ärzte sind oft so individuell, dass
sie sich kaum in Pauschalen ver-
einheitlichen lassen.

Nicht alle Ärzte sind gegen ei-
nen Pauschaltarif. Chirurgen zum
Beispiel finden Fallpauschalen, wie
sie bei stationären Behandlungen
seit 2012 üblich sind, «sinnvoll».
Der oberste Chirurg der Schweiz,
Michele Genoni, sagt: «Ärztinnen
und Ärzte können künftig nicht
mehr verrechnen, als in der Pau-
schale inbegriffen ist, das hilft auch
bei der Kostendämpfung und ist
transparent für die Patienten.» Am
Beispiel des Grauen Stars heisst
das: Die OP sowie alle Vor- und
Nachkontrollen dürften künftig
rund 2000 Franken kosten.

Wie geht es jetzt also weiter?
Auch der zweite Krankenkassen-
verband Curafutura hat zusammen
mit der Ärztevereinigung FMH ei-
nen Tarif für ambulante Leistun-
gen entwickelt. Einen Einzelleis-
tungstarif mit rund 2000 Positio-
nen. Tardoc heisst das Werk, bei
dem wie beim Tarmed einzelne
Handlungen weiterhin separat ab-
gerechnet werden. Ende Juni hat
der Bundesrat den Vorschlag aller-
dings zur Überarbeitung zurück-

gewiesen: Wegen fehlender «Ver-
einfachung» sowie teilweise feh-
lender «Wirtschaftlichkeit».

Einigung in Sicht – wenn sich
alle zusammenreissen

Halten beide Krankenkassenver-
bände an ihren Tarifen fest, liegen
bald zwei Vorschläge zum neuen
Ärztetarif beim Bundesrat auf dem
Tisch. Verena Nold hat einen Fun-
ken Hoffnung, dass man sich doch
noch findet. «Die Wahrscheinlich-
keit ist da, aber dafür müssen sich
alle zusammenraufen», sagt sie.

Nold könnte sich durchaus vor-
stellen, diejenigen Behandlungen,
die noch nicht über eine Pauschale
laufen, mit einem Einzeltarif abzu-
rechnen. Und Curafutura? «Wir ste-
hen der Entwicklung von Pauscha-
len offen gegenüber und sind be-
reit, uns dafür einzusetzen, diese
rasch rechtskonform und genehmi-
gungsfähig zu machen», sagt Direk-
tor Pius Zängerle. Zurzeit kenne
man aber nur erste Konzepte. Zur
Beurteilung brauche man konkre-
te Inhalte. «Zum Vergleich: Beim
Tardoc kann jede Position seit 2019
im Netz angeschaut werden. Er ist
somit reif für die Einführung.»

Für ihn ist aber klar, dass es bei-
de Tarife braucht, «denn Grund-
versorgung und Psychiatrie lassen
sich schlecht durch Pauschalen ab-
bilden». Zängerle erwartet daher,
dass Pauschalen sukzessive einzel-
tarifierte Leistungen ablösen wer-
den. Kommt das einer Einigung
gleich? Zentral wird sein, dass die
Tarifpartner auch für die obligato-
rischen Pauschalen die Mehrheit
der Leistungserbringer und der Ta-
rifpartner zusammenbringen. Acht
Wochen bleiben noch.

Santesuissé und Spitäler
wollen neu abrechnen

Um die Kosten zu senken, sollen künftig 244 Pauschalen zum Einsatz kommen.
Die Mediziner sind nicht begeistert

Die Tarife für
Eingriffe werden

angepasst:
Chirurgen

während einer
Augenoperation

Foto: Keystone

Santésuisse-Direktorin Verena
Nold will sparen Foto: Michele Limina

Hallo
Depression.
Hallo
Leben.

Deine Gesundheit.
Dein Partner.

Bereit für alles, was das Leben mit uns vorhat:
Wir unterstützen unsere 1,7 Millionen Versicherten
nicht nur als Krankenversicherung, sondern
setzen uns aktiv für sie ein: beim Gesundbleiben,
Gesundwerden und beim Leben mit Krankheit.

Mehr über unsere Gesundheitsangebote
auf hallo-leben.ch
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In der Schweiz nicht bestandene Prüfungen

In ProzentDurchfallquoten 2015 bis 2020

LehrabschlussprüfungMatura

Martin Stoll

Da kam die «Meisterzunft Küss-
nacht» trotz Pandemie ins Schwär-
men: «Das diesjährige Jahr ist wirk-
lich ein Rekordjahr. Wir konnten
fast doppelt so viele Absolventen
einladen», jubilierte Vorstandsmit-
glied und Holzbauer Robert
Schmidlin. Jedes Jahr zeichnet der
regionale Gewerbeverein Jugend-
liche aus, die ihre Lehre mit Best-
noten abschliessen.

Nicht nur in der Schwyzer Ge-
meinde wurde im Sommer 2020
gefeiert. Im ganzen Land knallten
die Korken. Im Corona-Jahr 2020
schlossen Jugendliche Lehre und
Gymnasien dank einem milden
Prüfungsregime ausserordentlich
erfolgreich ab. Das zeigt jetzt eine
Auswertung offizieller Zahlen.

So fielen im ersten Pandemie-
jahr rund ein Drittel weniger Ler-
nende durch die Lehrabschlussprü-
fungen wie im Schnitt der fünf vo-
rangegangenen Jahre. Noch deut-
licher ist das Bild bei den gymna-
sialen Maturitätsprüfungen: Von
den 19’537 Prüflingen rasselten
gerade mal 439 durch. In den Jah-
ren zuvor waren es immer fast dop-
pelt so viele gewesen.

«Warum es dazu gekommen ist,
bleibt unklar», sagt der Bildungs-
ökonom Stefan Wolter. Es könne

sein, mutmasst er, dass die Prüfun-
gen leichter ausgefallen seien. Teil-
weise wurden die Examen abge-
sagt, und es zählten nur die Vor-
noten. So gab es kein Risiko, an der
Prüfung zu scheitern.

Möglicherweise sei man auch
aus Angst vor Rekursen beim Be-
werten etwas grosszügiger gewe-
sen, sagt Wolter. Nicht auszu-
schliessen sei, dass die Kandidaten
wegen des Lockdown mehr Zeit
hatten, sich auf die Prüfung vor-
zubereiten. «Wir stochern hier im
Nebel», sagt der Professor für Bil-
dungsökonomie an der Universi-
tät Bern.

Die jetzt vorliegenden Zahlen
legen allerdings nahe: Überfordert
und im Pandemiestress schraubten
die Bildungsverantwortlichen die
Anforderungen für einmal herun-
ter. Ihr Ziel, keinen «Corona-Jahr-
gang» zu produzieren – die Quali-
tätsanforderungen also nicht zu re-
duzieren –, blieb unerreicht.

Freipass imWallis,
andere Kantone blieben hart

Nicht überall profitierten Schul-
und Lehrabgänger indessen gleich:
Bei den Maturaprüfungen verzich-
tete die Hälfte der Kantone ganz
auf das Examen – es zählten ledig-
lich die Vorschlagsnoten. Zehn
Kantone liessen nur die mündli-

chen Prüfungen ausfallen. Drei
Kantone – Glarus, Thurgau und
Schaffhausen — blieben trotz Co-
rona hart: Sie führten mündliche
und schriftliche Matura-Prüfun-
gen durch. Waren die Durchfall-
quoten im Kanton Schaffhausen
etwa gleich wie in den Vorjahren,
hatten Schülerinnen und Schüler
im prüfungsfreien Kanton Wallis
massive Vorteile, wie sich jetzt
zeigt. Statt wie gewöhnlich 5,3 Pro-
zent fielen hier im Corona-Jahr le-
diglich 0,9 Prozent durch.

«Die Chancengerechtigkeit hat
unter den unterschiedlichen Rah-
menbedingungen gelitten», sagt

Lucius Hartmann, Präsident des
Vereins Schweizerischer Gymna-
siallehrerinnen und Gymnasial-
lehrer. Im Nachhinein sei klar, dass
trotz der epidemiologischen Lage
eine teilweise Durchführung der
Prüfung sehr wohl möglich gewe-
sen wäre.

«Keine Abschlüsse
zwaiter Klasse»

Auch bei den Lehrabschlussprüfun-
gen präsentierte sich die Schweiz
im Ausnahmejahr 2020 als Flicken-
teppich. Bei der Überprüfung der
praktischen Fähigkeiten standen
mehrere Möglichkeiten zur Aus-

wahl. Am einfachsten hatten es Ler-
nende in den 39 Berufen, bei de-
nen die Lehrbetriebe eine Note
nach freiem Ermessen und ohne
Prüfung setzen konnten, wie bei
den Tierpflegern. Statt wie im
Durchschnitt 15 Lernende pro Jahr-
gang fiel hier nur jemand durch.
Auch Restaurationsfachmänner
und -frauen profitierten von guten
Bewertungen durch die Lehrbetrie-
be (nur 7 Durchgefallene statt 80),
genauso wie Augenoptiker (1 statt
26) oder Kosmetikerinnen und Kos-
metiker (6 statt 24).

Besonders für schwache Ler-
nende spielte nicht nur der Beruf,

sondern auch der Standortkanton
eine entscheidende Rolle. So fie-
len im Kanton Basel-Stadt nur halb
so viele durch. Ganz anders in Lu-
zern: Hier war die Durchfallquo-
te genauso hoch wie in gewöhnli-
chen Jahren.

Trotz Bestnoten und milden Be-
wertungen: Für Simon Thiriet vom
Erziehungsdepartement des Kan-
tons Basel-Stadt sind die mit 2020
datierten Zeugnisse keineswegs als
«Abschlüsse zweiter Klasse» zu
werten. Man habe keine Rückmel-
dungen erhalten, dass sie weniger
gut funktionierten als in den Jah-
ren zuvor.

Coronawurde für Prüflinge zumGlücksfall
Dank der Pandemie waren Matura und Berufsexamen 2020 deutlich einfacher zu bestehen

Schon glaubte man in Bern, es wer-
de bis zur Abstimmung am 28. No-
vember keine weiteren bewilligten
Corona-Demonstrationen mehr
geben. Das Aktionsbündnis Ur-
kantone und die Freie Linke
Schweiz, die Organisatoren der
grossen Kundgebung vor acht Ta-
gen, hatten mit dem Berner Sicher-
heitsdirektor vereinbart, dass sie
keine weiteren Kundgebungen be-
antragen werden – und auch nicht
zu unbewilligten Demonstratio-
nen aufrufen werden.

Doch nun hat eine weitere Or-
ganisation, Public Eye on Science,
für den 12. November erneut eine
Demonstration gegen das Covid-
Gesetz beantragt. Und der Berner
Sicherheitsdirektor Reto Nause hat
sie bewilligt. Chef von Public Eye
on Science ist der Zürcher Kantons-
rat Urs Hans. Bis letztes Jahr war
Hans Mitglied der Grünen Zürich,
dann hat die Partei den Biobauer

und Gentech-Gegner ausgeschlos-
sen, weil er Verschwörungstheo-
rien verbreitet habe. Hans sitzt
weiterhin im Kantonsparlament.

Die Demonstration wird etwas
ausserhalb, beim Bahnhof Wank-
dorf, stattfinden. Und Nause glaubt,
dass es nicht eine allzu grosse Kund-
gebung wird. Doch der Sicherheits-
direktor könnte sich täuschen. Denn
an der Kundgebung werden nicht
nur Anhänger von Public Eye on
Science mitlaufen, sondern auch
jene der anderen massnahmenkri-
tischen Organisationen.

Marion Russek, Co-Präsiden-
tin der Vereinigung Freunde der
Verfassung, sagt: «Selbstverständ-
lich werden wir unsere Leute auf-
rufen, an der Demonstration teil-
zunehmen.» Genau gleich klingt
es vom Aktionsbündnis Urkanto-
ne. Auch dessen Sprecher Josef En-
der will seine Mitglieder erneut zur
Teilnahme auffordern. (ma/dvb)

Grüner Zürcher Politiker organisiert
Corona-Demo in Bern

Der Berner Sicherheitsdirektor bewilligt eine weitere
Kundgebung vor der Abstimmung zumCovid-19-Gesetz


